
17. November 2020

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

am 17. November 2020 hat das Kabinett der beiligenden Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern zum Bundes-Sonderprogramm „Stadt und Land“ zur 
Förderung der Radverkehrsinfrastruktur in Ländern und Gemeinden zugestimmt. Über die 
vorgesehene Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung zum Bundes- 
Sonderprogramm „Stadt und Land“ unterrichte ich Sie hiermit gemäß Ziffer 3.1 des 
Hauhshaltsführungserlasses des Finanzministeriums für das Haushaltsjahr 2020. 

Der Bund stellt den Ländern Finanzhilfen für Investitionen in den Radverkehr durch das 
Sonderprogramm „Stadt und Land“ im Zeitraum 2020 bis zum Ablauf des Jahres 2023 zur 
Verfügung. Dieses Finanzhilfeprogramm ist Bestandteil des Klimaschutzprogrammes 
2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050. 

Mit den Finanzhilfen des Bundes sollen Investitionen der Länder und Gemeinden in die 
Radverkehrsinfrastruktur, mit Blick auf ein flächendeckendes Angebot, bevorzugt auch 
interkommunale Maßnahmen, insbesondere Stadt-Umland-Verbindungen einschließlich 
Maßnahmen zur Bildung interkommunaler Radverkehrsnetze, gefördert werden, die ohne 
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eine finanzielle Beteiligung des Bundes erst nach dem Jahr 2023 oder überhaupt nicht 
getätigt würden. Die Finanzhilfen können damit für Maßnahmen eingesetzt werden, die 
der Umsetzung der neuen Radstrategie Schleswig-Holstein 2030 dienen. 

 
Angesichts des vom Bund vorsehenen Gesamtvolumens der Finanzhilfen in Höhe von bis 
zu 657 Mio. Euro bis zum Ablauf des Jahres 2023 und dem in der 
Verwaltungsvereinbarung für das Land Schleswig-Holstein vorgesehenen 
Verteilungsschlüssels in Höhe von 4,3 % ist davon auszugehen, dass das Land 
Schleswig-Holstein in Höhe von bis zu 27,695 Mio. Euro von den Finanzhilfen des Bundes 
profitieren könnte. 

 
Die Finanzhilfen des Bundes werden den Ländern zum Abruf zur Verfügung gestellt. Es 
ist ein Regelfördersatz von 75% bzw. bei finanzschwachen Gemeinden und den 
strukturschwachen Regionen nach dem Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen von 90% 
vorgesehen (in 2020/2021: einheitlich 80% Regelfördersatz). 

 
Die Förderung setzt mit Blick auf die Regelfördersätze bei den Finanzhilfen einen 
entsprechenden Landesanteil voraus, der sowohl aus Mitteln des Landeshaushalts wie 
auch aus kommunalen Haushalten aufgebracht werden kann. Die erforderliche 
Kofinanzierung könnte für das Land über die bereits zur Verfügung stehenden 10 Mio. € 
IMPULS-Mittel und durch die mit dem Programm „Für Schleswig-Holstein – in der Krise 
stehen wir zusammen“ vom 25. September 2020 (Umdruck 19/4606) zusätzlich für die 
Landesradstrategie bereitgestellten 15 Mio. Euro im Rahmen von IMPULS bzw. für die 
Kommunen durch die zusätzlichen für den kommunalen Radwegebau bereitgestellten 
20 Mio. Euro sichergestellt werden. 

 
Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus erarbeitet 
derzeit eine Konzeption zum weiteren Vorgehen bei diesen Finanzhilfen. So wird 
hinsichtlich der im Jahr 2020 bereits zur Verfügung stehenden Finanzhilfen des Bundes 
wegen der Kurzfristigkeit geprüft, ob diese für bislang noch nicht finanzierte 
Radwegeprojekte des Landes eingesetzt werden können. 
Hinsichtlich von Investitionen der Gemeinden in die Radverkehrsinfrastruktur ist die 
Erarbeitung einer Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen aus dem 
Sonderprogramm „Stadt und Land“ geplant. 

 
Die Unterzeichnung der Vereinbarung durch den Bund ist bereits erfolgt, die Länder sollen 
diese bis Ende November 2020 im Umlaufverfahren unterzeichnen, da erst mit der letzten 
Unterschrift die Vereinbarung in Kraft tritt. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Bernd Buchholz 

 
Anlage: Zu unterzeichnende Verwaltungsvereinbarung zum Bundes-Sonderprogramm 
„Stadt und Land“ 

























Anlage 1 zur VV SP „S&L“ 

 

 
Sonderprogramm „Stadt und Land“ 
Ziele-Indikatoren-System 
 
 
I. Herausforderungen: 
 
Aus den zentralen Anforderungen an das Sonderprogramm „Stadt und Land“ 
ergeben sich im Wesentlichen drei Herausforderungen: 
 

 Merkbare Verlagerung der Verkehre (vorrangig Kfz) auf das Fahrrad 
 Erhöhung der Verkehrssicherheit für Benutzer der Radverkehrsinfrastruktur 
 Gesellschaftliche Teilhabe 

 
 
Hieraus resultieren folgende Leitziele: 
 

(1) Merkbare Verlagerung der Verkehre (vorrangig Kfz) auf das Fahrrad durch 
a. Ausbau der Infrastruktur (straßenbegleitende und eigenständige 

Radwege, Fahrradstraßen, Radwegebrücken und -unterführungen) 
b. Ausbau der Anlagen des ruhenden Verkehrs - sichere und moderne 

Abstellanlagen (beispielsweise Anlehnbügel oder 
Doppelstockparksysteme, Fahrradparkhäuser) 

 
(2) Erhöhung der Verkehrssicherheit für den Radverkehr beispielsweise durch 

a. Beschilderung, Beleuchtung, Geschwindigkeitsreduzierung 
b. Veränderungen der Ampelschaltung 
c. Umbau von Knotenpunkten 

 
(3) Gesellschaftliche Teilhabe unter Beachtung der besonderen 

Anforderungen an 
a. Demographischen Wandel 
b. Nachhaltige Mobilität 
c. Chancengleichheit/ Chancengerechtigkeit 
d. Wohl und Zufriedenheit 

 
 
 
II. Zielwerte und Zeitplan 
 
Zur Erreichung der unter I. genannten Leitziele werden für das gesamte 
Bundesgebiet folgende Zielwerte definiert, die mit den durch die Finanzhilfen über 
das Sonderprogramm „Stadt und Land“ geförderten Maßnahmen erreicht werden 
sollen: 
 

 Neu-, Um- und Ausbau von 272 km straßenbegleitender Radwege inklusiver 
baulicher Trennung vom Kfz-Verkehr  

 Neu-, Um- und Ausbau von 672 km Radfahrstreifen  
 Neu-, Um- und Ausbau von 672 km Schutzstreifen  
 Neu-, Um- und Ausbau von 416 km Fahrradstraßen 
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 Neu-, Um- und Ausbau von 55 Ingenieurbauwerke (z.B. Radwegebrücken 
oder -unterführungen) 

 Erstellung von 167.200 Fahrradbügel für das sichere Abstellen von Fahrrädern 
an Umstiegsknotenpunkten  

 Erstellung von 24.800 Fahrradboxen und 31.200 Stellplätzen in 
Fahrradparkhäusern 

 Umsetzung verkehrlicher Maßnahmen:  
o Schaffung 179 getrennter Ampelphasen (Grünphasen),  
o 9.600 km wegweisende Beschilderung oder Markierung nach 

bundeseinheitlichen Standards 
o Ausstattung der Radwege mit 4.880 Beleuchtungsanlagen 

 Minderung der Zahl der Toten bzw. Schwerverletzten in Folge von Unfällen mit 
Beteiligung von Fahrrädern 

 
Die Erreichung der vorstehenden Zielwerte wird bis 31.12.2023 angestrebt. 

 
 



Anlage 2a gem. Art. 4 Abs. 2 VV SP "S&L"

Stand: 02.11.2020

Bundesland - bitte auswählen

2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

0%

Maßnahmen gemäß Art. 3 der Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des 
Grundgesetzes und aufgrund des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land� 
(VV SP "S&L")
in der Fassung vom xx.xx.xxxx

lfd. 
Nr.

voraussichtliche 
Investitionskosten

in Euro
Träger der Maßnahme

Region
ländlicher Raum
urbaner Raum

Stadt-Umland

Bitte jeweils aus Liste 

auswählen.

Art der geförderten Maßnahme     
(VV Artikel 3 Abs. 2)

- straßenbegleitender Radweg
- straßenbegleitender Radweg als Radfahrstreifen
- straßenbegleitender Radweg als Schutzstreifen

- eigenständiger Radweg                                     
- Fahrradstraße                                             
- Fahrradzone

- Radwegebrücke/ -unterführung
- Knotenpunkt

- Rückbau von "freien Rechtsabbiegern"
- Abstellanlage (Fahrradbügel)
- Abstellanlage (Fahrradbox)

- Fahrradparkhaus
- betriebliche Maßnahmen

- betriebliche Maßnahmen (getrennte 
Ampelphasen/Grünphasen)

- Sonstige
- Sonstige (Beschilderung)

- Sonstige (Beleuchtungsanlagen)
- Radverkehrskonzept 

Bitte jeweils aus Liste auswählen.

 beantragter Anteil Finanzhilfe 
Bund gesamt

in Euro

kurze Projektbeschreibung

beantragter Anteil Finanzhilfe 
Bund in den Jahren

in Euro

vertreten durch

voraussichtlicher 
Realisierungs-

zeitraum (Datum 
von - Datum bis)

0%

0%



2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �

Summe: 0,00 0,00

0%

kurze Projektbeschreibung

0%

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

0%

kurze Projektbeschreibung

0%

0%

kurze Projektbeschreibung

Ort Datum

Hinweis:
Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung der förderfähigen Maßnahmen mit einem Regelfördersatz von 75 Prozent. Bei finanzschwachen Gemeinden und strukturschwachen Regionen nach dem 
Strukturstärkungsgesetz Kohleregion vom 13.08.2020 mit einem Höchstsatz von bis zu 90 Prozent der förderfähigen Ausgaben. Finanzschwache Gemeinden sind solche, die nach dem jeweiligen Landesrecht ein 
Haushaltssicherungskonzept aufstellen müssen oder eine vergleichbare finanzschwache Haushahltssituation nachweisen können. Der Nachweis ist gegenüber dem jeweiligen Land zu erbringen. Sofern der 
beantragte Anteil der Bundesfinanzhilfe 75 Prozent übersteigt, bestätigt das jeweilige Land durch Unterzeichnung dieser Unterlage, dass die begründenden Unterlagen vorliegen und eine über 75 Prozent 
hinausgehende und auf maximal 90 Prozent begrenzte Förderquote rechtfertigen.
Abweichend von dem vorstehend genannten Regelfördersatz von 75 Prozent beteiligt sich der Bund bis zum 31. Dezember 2021 an der Finanzierung der förderfähigen Maßnahmen mit einem Regelfördersatz in 
Höhe von bis zu 80 Prozent der förderfähigen Ausgaben. 

Unterschrift des/der Vertretungsberechtigten der Landesbehörde

Die Voraussetzungen für die Förderung der o. g. Maßnahmen gem. Art. 3 Abs. 4 der Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des Grundgesetzes 
und aufgrund des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land� wurden durch die Landesvertretung geprüft.

Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Verhältnismäßigkeit der voraussichtlichen Investitionskosten für die o. g. Maßnahmen ist durch die Landesvertretung erfolgt.

0%

kurze Projektbeschreibung



Anlage 2b gem. Art. 6 Abs. 1 VV SP "S&L"

Stand: 02.11.2020

Bundesland - bitte auswählen

2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

0%

Maßnahmen gemäß Art. 3 der Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des 
Grundgesetzes und aufgrund des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land� 
(VV SP "S&L")
in der Fassung vom xx.xx.xxxx

lfd. 
Nr.

voraussichtliche 
Investitionskosten

in Euro
Träger der Maßnahme

Region
ländlicher Raum
urbaner Raum

Stadt-Umland

Bitte jeweils aus Liste 

auswählen.

Art der geförderten Maßnahme     
(VV Artikel 3 Abs. 2)

- straßenbegleitender Radweg
- straßenbegleitender Radweg als Radfahrstreifen
- straßenbegleitender Radweg als Schutzstreifen

- eigenständiger Radweg                                     
- Fahrradstraße                                             
- Fahrradzone

- Radwegebrücke/ -unterführung
- Knotenpunkt

- Rückbau von "freien Rechtsabbiegern"
- Abstellanlage (Fahrradbügel)
- Abstellanlage (Fahrradbox)

- Fahrradparkhaus
- betriebliche Maßnahmen

- betriebliche Maßnahmen (getrennte 
Ampelphasen/Grünphasen)

- Sonstige
- Sonstige (Beschilderung)

- Sonstige (Beleuchtungsanlagen)
- Radverkehrskonzept 

Bitte jeweils aus Liste auswählen.

 beantragter Anteil Finanzhilfe 
Bund gesamt

in Euro

kurze Projektbeschreibung

beantragter Anteil Finanzhilfe 
Bund in den Jahren

in Euro

vertreten durch

voraussichtlicher 
Realisierungs-

zeitraum (Datum 
von - Datum bis)

0%

0%



2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �
2020
2021
2022
2023

0,00 �

Summe: 0,00 0,00

0%

kurze Projektbeschreibung

0%

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

0%

kurze Projektbeschreibung

0%

0%

kurze Projektbeschreibung

Ort Datum

Hinweis:
Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung der förderfähigen Maßnahmen mit einem Regelfördersatz von 75 Prozent. Bei finanzschwachen Gemeinden und strukturschwachen Regionen nach dem 
Strukturstärkungsgesetz Kohleregion vom 13.08.2020 mit einem Höchstsatz von bis zu 90 Prozent der förderfähigen Ausgaben. Finanzschwache Gemeinden sind solche, die nach dem jeweiligen Landesrecht ein 
Haushaltssicherungskonzept aufstellen müssen oder eine vergleichbare finanzschwache Haushahltssituation nachweisen können. Der Nachweis ist gegenüber dem jeweiligen Land zu erbringen. Sofern der 
beantragte Anteil der Bundesfinanzhilfe 75 Prozent übersteigt, bestätigt das jeweilige Land durch Unterzeichnung dieser Unterlage, dass die begründenden Unterlagen vorliegen und eine über 75 Prozent 
hinausgehende und auf maximal 90 Prozent begrenzte Förderquote rechtfertigen.
Abweichend von dem vorstehend genannten Regelfördersatz von 75 Prozent beteiligt sich der Bund bis zum 31. Dezember 2021 an der Finanzierung der förderfähigen Maßnahmen mit einem Regelfördersatz in 
Höhe von bis zu 80 Prozent der förderfähigen Ausgaben. 

Unterschrift des/der Vertretungsberechtigten der Landesbehörde

Die Voraussetzungen für die Förderung der o. g. Maßnahmen gem. Art. 3 Abs. 4 der Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des Grundgesetzes 
und aufgrund des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land� wurden durch die Landesvertretung geprüft.

Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Verhältnismäßigkeit der voraussichtlichen Investitionskosten für die o. g. Maßnahmen ist durch die Landesvertretung erfolgt.

0%

kurze Projektbeschreibung



Anlage 3 gem. Art. 7 Abs. 1 VV SP "S&L"

Stand: 02.11.2020 bitte auswählen
bitte auswählen

Bundesland - bitte auswählen

im o. g. 
Abrechnungsjahr

gesamt bis 31.12. 
des 

o. g. Abrechnungs-
jahres

im o. g. 
Abrechnungsjahr

gesamt bis 31.12. 
des 

o. g. Abrechnungs-
jahres

im o. g. 
Abrechnungsjahr

gesamt bis 31.12. 
des 

o. g. Abrechnungs-
jahres

bisher kofinanzierter Anteil
in Euro

tatsächlich entstandene 
Ausgaben

in Euro

Art der geförderten Maßnahme
(VV Artikel 3 Abs. 2)

- straßenbegleitender Radweg
- straßenbegleitender Radweg als Radfahrstreifen
- straßenbegleitender Radweg als Schutzstreifen

- eigenständiger Radweg                                       
- Fahrradstraße                                               
- Fahrradzone

- Radwegebrücke/ -unterführung
- Knotenpunkt

- Rückbau von "freien Rechtsabbiegern"
- Abstellanlage (Fahrradbügel)
- Abstellanlage (Fahrradbox)

- Fahrradparkhaus
- betriebliche Maßnahmen

- betriebliche Maßnahmen (getrennte Ampelphasen/Grünphasen)
- Sonstige

- Sonstige (Beschilderung)
- Sonstige (Beleuchtungsanlagen)

- Radverkehrskonzept 

Bitte jeweils aus Liste auswählen.

aktualisierter 
Realisierungs-

zeitraum 
(Datum von - 

Datum bis)

Status der 
Maßnahme

- in Umsetzung
- fertiggestellt - 

Verwendungs-nachweis 
bisher ungeprüft
- abgeschlossen - 

Verwendungsnach-weis 
geprüft

Bitte jeweils aus Liste 
auswählen.

geplante 
Investitions-
kosten gem. 

Anlage 2 bzw. 
tatsächliche 
Investitions-
kosten nach 

Abschluss
in Euro

kurze Projektbeschreibung

bisher in Anspruch genommene 
Finanzhilfe Bund

in Euro

geplanter Anteil 
Finanzhilfe Bund 

gem. Anlage 2 gem. 
Art. 4 Abs. 2 VV 

Radverkehr 
Sonderprogramm 

Stadt und Land 
in Euro

Vorhaben gemäß der Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des Grundgesetzes und aufgrund 
des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land�
(VV SP "S&L")
in der Fassung vom xx.xx.xxxx

zuständiges Ministerium / zuständiger Senat

vertreten durch

Nachweis der zweckentsprechenden Inanspruchnahme und Verwendung der Bundesmittel für das Jahr 
zum 01. April 

kurze Projektbeschreibung

lfd. Nr. 
analog 

Anlage 2 
gem. Art. 4 
Abs. 2 VV 

Radverkehr 
Sonderpro-

gramm Stadt 
und Land

Anlage 2 
gem. Art. 4 
Abs. 2 VV 

Radverkehr 
Sonderpro-

gramm Stadt 
und Land 

vom  
(Datum)

Träger der Maßnahme

Region
- ländlicher Raum

- urbaner Raum
- Stadt-Umland

Bitte jeweils aus 
Liste auswählen.

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung



Anlage 3 gem. Art. 7 Abs. 1 VV SP "S&L"

Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

kurze Projektbeschreibung

Die Kontrolle der Zielerreichung bei den durch die Finanzhilfen des Bundes geförderten Maßnahmen erfolgt durch die Länder. Den Ländern obliegt die Etabilerung eines belastbaren Ziele-Indikatoren-Systems für die geförderten Maßnahmen. Die Landesvertretung stellt die 
Erfolgskontrolle durch geeignete Maßnahmen sicher. Im Rahmen der Evaluierung werden dem Bund auf Verlangen durch die Landesvertretung entsprechende Verkehrs- und Unfalldaten sowie Daten zum CO2-Ausstoß aus dem Verkehrsbereich nach Art. 9 der 
Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Art. 104b des Grundgesetzes und aufgrund des Haushaltsgesetzes 2020 für Investitionen in den Radverkehr durch das Sonderprogramm �Stadt und Land� bereitgestellt.

Ort Datum Unterschrift des/der Vertretungsberechtigten der Landesbehörde

kurze Projektbeschreibung
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